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Einfacher Einstieg – schwieriger Ausstieg:  
Erinnerungen an die «offene Drogenszene»

Aus Info-Bulletin «Eltern gegen Drogen»

Sie waren mir begegnet. Abend für Abend in den 
Monaten, als ich meine Frau in ihrer schweren 
Zeit im Universitätsspital begleitet hatte. «Mein 
Weg führte jedes Mal durch eine städtische 
Parkanlage, die zu einem Zentrum des Drogen-
umsatzes und -konsums geworden war.
Im Schatten der Bäume und den gelegentlichen 
Lichtinseln der Strassenlaternen schlichen ju-
gendliche Greise mit hängenden Schultern auf 
der Suche nach ihrem Stoff. Während meine 
Frau um jeden Tag ihres Daseins kämpfte, war-
fen sie ihr Leben weg. Doch es wäre zu billig, 
wollte man die Schuld dafür nur ihnen alleine 
anlasten; es musste eine Menge Leute geben, bis 
in die oberen Etagen hinauf, die sich eine golde-
ne Nase an dem Elend verdienten.

Irgendwann später kamen auch die Saubermän-
ner zum Zuge, Politiker und Politikerinnen, die 
dafür votierten, den Schandflecken der Stadt 
mit eisernem Besen davonzukehren. Die Polizei 
rückte mit einem Grossaufgebot an. Hinterher 
war wieder Ruhe und das ganze Gelände herme-
tisch abgesperrt. Ein Krebsgeschwür der Gesell-
schaft war beseitigt.
Die Angelegenheit war kein Einzelfall gewesen. 
Überall, vor allem in den grossen Städten, war 
die Szene entstanden und liess eine ahnungslose 
Bevölkerung rätseln, was da schief ging. Bis 
auch dort das Fass überlief, und Recht und Ord-
nung wieder installiert wurden, damit auf dem 
Bild des schönen Wohlstands keine hässlichen 
Flecken zu sehen waren.

Aufräumkommandos wurden geschickt und 
mussten das Chaos abräumen: Plasitkfetzen 
zum Zudecken gegen die Kühle der Nacht samt 
den Unterlagen von halbverrotteten Matratzen; 
Blechtonnen mit verkohlten Holzteilen, die als 
Wärmespender und Kochstellen gedient hat-
ten; zweckentfremdete Einkaufswägelchen vom 
Supermarkt als Vorratsbehälter und alte Bretter 
und Reste von undefinierbaren Möbelstücken 
zum Errichten einer provisorischen Wohnlich-
keit unter freiem Himmel. Alles war wieder 
bestens, doch im Untergrund wucherte das Übel 
in zahllosen Metastasen weiter.

Was war es, das junge Menschen bewog, ihr 
Leben wegzuwerfen in einem Alter, in dem 
ihnen die ganze Welt offenstand? Warfen sie es 
wirklich weg, oder tauschten sie es gegen ein an-
deres, in ihren Augen besseres? Oder war es pure 
Neugierde, dass sich so viele Menschen hatten 
zu Drogenkonsum verleiten lassen?»

Ein Leserbriefschreiber ist der Redaktion be-
kannt und hatte einen persönlichen Kontakt zu 
Birgit, einer jungen Platzspitz-Besucherin, auf-
gebaut. Ihr Schicksal hat ihn zutiefst berührt.
«Sie sah aus wie ein Engel, mit langen blonden 
Haaren, sanften, blauen Augen. Doch öffnete sie 
den Mund, kamen missfarbene Stummel zum 
Vorschein; sie war gezeichnet vom Heroin.» 
Nach verschiedenen Straftaten wurde eine ein-
einhalbjährige Gefängnisstrafe angeordnet. Bir-
git bezeichnete diese Zeit als schön. Doch leider 
war diese Strafe nicht lebenslänglich… Danach 
fing das Elend wieder an.
Mit Äusserungen wie «jeder Süchtige schafft 
den Ausstieg» (Plakatkampagne des Bundes-
amts für Gesundheit) wurde das Drogenelend 
verharmlost. Sie verkannten und verkennen 
noch heute, dass Cannabis, Heroin, Kokain per 
se zu Persönlichkeitsstörungen führen, welche 

das Leben der jungen Menschen und deren 
Eltern zur Hölle machen. Es geht hier nicht um 
«Sterberaten», sondern um jeden Menschen und 
seine Würde.
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Einladung zum Fachreferat

Peter Regli
Divisionär aD und ehem. Chef des Schweizer  
Nachrichtendienstes spricht zum Thema:

«Unsere nationale Sicherheit nach  
der Corona-Pandemie»

u � Donnerstag, 8. Oktober 2020 
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestrasse 13+15, 3000 Bern 22  
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

u � Donnerstag, 22. Oktober 2020 
Mehrzweckhalle Stiftung zum Glockenhaus  
(neben dem Hotel Glockenhof), Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

u � Beginn jeweils:  
18.45 Uhr Apero, 19.30 Uhr Referat

Coronavirus wird Medikamentenengpässe weiter 
verschärfen
In der Schweiz kommt es immer wieder zu Medikamentenengpässen. Die Online-Plattform drugshortage.ch zählt derzeit  
Lieferschwierigkeiten bei über 600 Medikamenten. Die Corona-Krise verschärft die Situation zunehmend.

Es sind alltägliche Arzneimittel wie Algifor, Da-
falgan oder lbuprofen, die zusammen mit über 
600 anderen Produkten auf der Liste der schwer 
lieferbaren Medikamente der Online-Datenbank 
drugshortage.ch stehen. Von Lieferengpässen 
betroffen seien insbesondere Medikamente der 
unteren Preiskategorie, sagt Spitalapotheker 
Enea Martinelli. «Wir haben zwar eine grosse 
Pharmaindustrie in der Schweiz, die produziert 
jedoch in erster Linie hoch innovative Medika-
mente, zum  Beispiel im Bereich der Krebs-
behandlung.» Was fehle, seien Alltagsmedika-
mente. Weil deren Preise gedrückt werden, stellt 
kaum eine Firma in der Schweiz oder Europa 
sie mehr her.

Exemplarisch lässt sich dies laut Martinelli am 
blutdrucksenkenden Wirkstoff Valsartan erklä-
ren. Wolle eine Generika Firma erfolgreich sein, 
müsse sie so früh wie möglich nach Patentablauf 
auf dem Markt sein. «Kaum war das Origi-
nalmedikament von Novartis verfügbar, wurde 
es bereits von zahlreichen Generika konkur-
renziert.» Die Wirkstoffherstellung finde heu-
te grösstenteils in Asien statt, europäische und 
amerikanische Firmen hätten aus ökonomischen 
Gründen kaum eine Chance mitzuhalten, erzählt 
Martinelli. Am Schluss sei neben Novartis nur 
noch ein einziger Hersteller übriggeblieben.

Dass 90 Prozent der Tiefpreismedikamente aus 
China und Indien stammen, ist insbesondere in 
Corona-Zeiten problematisch. Die Abhängigkeit 
vom Ausland sei zu hoch: Apotheker würden 
schon lange auf die sich verschärfende Situation 
auf dem Medikamentenmarkt hinweisen. «Da 

viele Länder wegen der Corona-Krise ihre Gren-
zen schliessen und den Export von Wirkstoffen 
stoppen, wird sich die Lage mit Sicherheit weiter 
zuspitzen.»

Alternativen sind aufwändig oder teuer
Die Versorgungsprobleme werden sich laut Mar-
tinelli noch lange nach Abschluss der Corona-
Krise bemerkbar machen. Noch sind die Regale 
gut gefüllt, die Engpässe wohl erst verzögert 
spürbar. Bis jetzt weiss Martinelli auch weder 
von Operationen noch von Therapien, die we-
gen Medikamentenknappheit abgesagt oder ver-
schoben hätten werden müssen. Dies auch dank 
Instrumenten wie der Plattform drugshortage.ch, 
die frühzeitig informierte.

In jedem Fall ist es entscheidend, dass die 
Hersteller Engpässe rechtzeitig mitteilen. Trans-
parenz sei das A und O, insbesondere in Kri-
senzeiten. «Wir hatten auch schon schwierige 
Versorgungssituationen zu überstehen.» Die Pa-
tientinnen und Patienten hätten davon jedoch 
kaum etwas mitbekommen. «Der Aufwand da-
hinter ist für uns aber immer enorm», sagt 
der Spitalapotheker und erzählt von folgender 
Situation: In einem Pflegeheim fehlt ein Me-
dikament, das bei rund einem Drittel der Be-
wohnerinnen und Bewohnern eingesetzt wird. 
Gibt es eine wirkstoffgleiche Alternative, sei 
das Problem schnell gelöst. Fehlt das Präparat 
jedoch gänzlich, müssten ganze Therapien und 
Medikationen angepasst werden. «Das ist auf-
wändig und teuer.» Eine Möglichkeit bietet etwa 
das sogenannte «Compounding», bei dem aus 
bestehenden Produkten ein Neues entwickelt 

Enea Martinelli ist Chefapotheker der 
Spitäler FMI (Frutigen, Meiringen und In­
terlaken) und seit 2019 Vorstandsmitglied 
des Apothekerverbands pharmaSuisse. 
Als Geschäftsführer der Martinelli Con­
sulting GmbH erbringt er zudem Bera­
tungsleistungen im Bereich institutioneller 
pharmazeutischer Versorgung und Opti­
mierung von Medikationsprozessen.

wird. Eines, das auf die entsprechenden Patien-
ten massgeschneidert ist.

Produktion zurück nach Europa holen
Wie also könnte sich die Situation künftig ver-
bessern? Martinelli wünscht sich ein stärkeres 
Engagement der Politik. Zwar sei es heute ein-
facher, fehlende Medikamente zu importieren, 
das Problem seien aber wie so oft die Kosten. 
«Auch wenn es paradox klingen mag: Importier-
te Produkte sind nicht selten teurer als Schweizer 
Medikamente.» Da Krankenkassen maximal den 
Schweizer Preis bezahlen würden und die Diffe-
renz nicht den Patienten belastet werden können, 
blieben sie selbst auf den Kosten sitzen. «Sicher-
lich ist es nicht angebracht, weitere kostendämp-
fende Massnahmen wie das viel diskutierte Re-
ferenzpreismodell für Arzneimittel umzusetzen 
– im Gegenteil.» In einer Verknappungssituation 
werde nach rein ökonomischen Gesichtspunkten 
verteilt: Zuerst die grossen Märkte, dann die 
kleineren mit höheren Preisen.

«Verstehen Sie mich nicht falsch: ich bin eben-
falls der Meinung, dass einige Medikamenten-
preise die Schmerzgrenzen deutlich überschrei-
ten.» Aber es brauche hier eine differenzierte 
Diskussion, was zur Grundversorgung gehöre 
und wie stark in die Preispolitik eingegriffen 
werden soll. Letztendlich brauche es aber vor 
allem Anreize, damit die Wirkstoffproduktion 
wieder nach Europa kommt.
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«Mobility Pricing» – Die neue Abzocke des Staates

Während ich diese Zeilen schreibe, verharrt die 
Anzahl Neuansteckungen am Corona-Virus auf 
sehr tiefem Niveau. Diese Entwicklung stimmt 
optimistisch und bleibt hoffentlich so. Weniger 
erfreulich sind die wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie und des damit zusammenhängenden 
«Lockdowns». Viele Betriebe stecken in der 
Bredouille. Und selbst diejenigen, welche bei 
ihrer Hausbank rasch und unkompliziert einen 
COVID-Notkredit in Anspruch nehmen konn-
ten, machen sich mittlerweile Gedanken, ob und 
wie sie diesen innerhalb der kommenden Fünf-
jahresfrist wieder zurückzahlen können.

Der Einschnitt in der Wirtschaft hat automatisch 
auch Auswirkungen auf den Staat. Steuerein-
nahmen gehen zurück, die steigende Arbeitslo-
sigkeit führt zu höheren Sozialkosten. Schlechte 

Zeiten verlangen von der Privatwirtschaft, ihre 
Ausgaben zu überprüfen, sich auf Wesentliches 
zu konzentrieren und auf Wünschenswertes zu 
verzichten. Bei der öffentlichen Hand steht die 
Auswahl oftmals nur zwischen Neuverschul-
dung und «Einnahmenoptimierung». Der Kan-
ton Bern wählt oftmals eine Kombination aus 
beidem. Und besonders wenn es um die Steige-
rung der Steuereinnahmen geht, steht der Berner 
Bär dem listigen Fuchs in nichts nach.

Eines dieser Hilfsmittel nennt sich «Mobility 
Pricing». Die Idee dahinter: Man verteuere zu 
Stosszeiten den motorisierten Individualverkehr, 
das solle die Spitzen brechen und den Verkehr 
verflüssigen. Man kann es aber auch einfa-
cher umschreiben: «Mobility Pricing» ist nichts 
anderes als ein zusätzlicher Wegzoll zulasten 
der Autofahrer. Trotz modern daherkommenden 
Anglizismus ist es eine Massnahme, die man 
schon im Mittelalter kannte. Und wie im Mit-
telalter profitierten davon in erster Linie nicht 
die einfachen Leute, sondern die Obrigkeit, die 
sich dadurch herrschaftliche Residenzen leisten 
konnten.

Die Einführung einer Mobility- oder auch Road-
Pricing genannten Zusatzsteuer ist schlicht aso-
zial. Besonders gebeutelt werden dadurch Leute, 
die von Berufswegen auf ein Auto angewiesen 
sind. Wer dabei in einem Tieflohnsegment arbei-
tet, dem geht dieser Obolus schon sehr rasch ans 
Eingemachte. Auch geht dabei vergessen, dass 
nicht alle Berufsgruppen gleitende Arbeitszeiten 
in Anspruch nehmen können.

Es erstaunt kaum, dass rot-grün regierte Städte 
deren Einführung forcieren. Für die Linke als 
Obrigkeit gibt es nur das Fussvolk, dem aller-
höchstens das Fahren auf einem subventionier-
ten Velo gestattet wird. Befremdlich ist aber, dass 
ein auf dem Papier bürgerlicher Regierungsrat 

hier grünes Licht gibt. Ist das «Mobility Pricing» 
einmal eingeführt, wird es sich nicht lange auf 
die Stosszeiten begrenzen. Diese neue Verkehrs-
steuer verteuert jede Dienstleistung, und zwar 
vom Lieferanten, über den Handwerker bis zum 
Versicherungsvertreter.

Besonders perfide ist, dass diese neue Steuer 
quasi hinter dem Rücken der Bürgerinnen und 
Bürger eingeführt werden soll. Als «Pilotpro-
jekt» wird hier ein provisorischer Charakter 
vorgegaukelt, aus dem dann plötzlich vollende-
te Tatsachen entstehen. Dieses Vorgehen kennt 
man auch von rot-grün regierten Städten, die 
mit der gleichen Masche Verkehrsschikanen 
einführen. Erst kürzlich wurde die Stadt Bern 
bei diesem Vorgehen vom Verwaltungsgericht 
zurückgepfiffen. Ob das Gericht auch gegen-
über dem Kanton den gleichen Mut aufbringt, 
darf durchaus bezweifelt werden. Die Erfahrung 
zeigt immer: Eine neu eingeführte Steuer bringt 
man nie mehr weg.

Schon heute müssen viele Leute den Gürtel en-
ger schnallen. Viele befinden sich in Kurzarbeit 
oder stehen vor dem Verlust ihrer Stelle. Gerade 
in diesen unsicheren Zeiten sollte der Staat auf 
solche Experimente verzichten! Der ACS wird 
sich mit aller Kraft dafür einsetzen, damit dies 
so geschieht.

Von  
Sandra Schneider 
Bieler Grossrätin & 
Stadträtin,  
Vorstandsmitglied 
ACS Sektion Bern

Veranstaltungshinweis
ACS-Anlass «Verkehr & Politik» 
mit Regierungsrat Christoph 
Neuhaus, Vorsteher der Bau- 
und Verkehrsdirektion des  
Kantons Bern. 

Dienstag, 3. November 2020, 19.30 Uhr,  
Restaurant Kleefeld, Mädergutstrasse 5,  
3018 Bern-Bümpliz.

Automobil Club der Schweiz
Sektion Bern

Helvetiastrasse 7, CH-3005 Bern
Tel. +41 31 311 38 13, Fax +41 31 311 26 37

E-Mail: info@acsbe.ch
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Klima als Dauerthema
Von Alexander Steinacher, 8800 Thalwil

Viel selbst verliebtes Geschwätz der mit zusätz-
lichen Wählerstimmen rechnenden Symptom-
bekämpfungsanstalten, Angstmacherei, Sensa-
tionsjournalismus usw.

Warum? Jede Sekunde wird in der Schweiz ein 
Quadratmeter Grünfläche zugebaut. Die Medien 
sind täglich voll mit wichtigen, vermeintlich 
lösungsorientierten Mitteilungen. Wie beispiels-
weise am 10.8. im Tagesanzeiger Zürich:
Klimaforderungen der Jugend an «Jene der 
Macht»:
Es geht um die Rettung der Welt (genau!, aber 
wie???)
Es gibt eine Gruppe Klimastreik Schweiz (Kühlt 
der Streik irgendwelche Wachstumsüberhitzun-
gen???)
Da wird geschrieben: Die Klimaverpflichtungen 
müssen weltweit gerecht verteilt werden.
Die Erde darf sich (hoffentlich gehorcht sie) ge-
genüber der vorindustriellen Zeit nicht mehr als 
um 1,5 Grad erwärmen. Und: Die Politik muss 
auf dem aktuellsten Stand der Klimaforschung 
basieren. (Genial! Das haben wir alles vorher 
nicht gewusst! Jetzt haben wir die Lösung).
Und weiter heisst es: Die Schweizer Aktivisten 
fordern etwa «Netto-Null Emissionen» bis 2030, 
was nur theoretisch machbar ist. Undsoweiter; 
2’500 Menschen gingen gestern in Lausanne auf 
die Strasse, unter ihnen auch Greta Thunberg.

Und dann heisst es wieder in den gleichen 
Medien: «Trübes Spiel um klares Wasser; Pes-
tizide – Die Sauberkeit des Schweizer Wassers 
wird zu einem der umstrittensten politischen 
Themen. Wie beim Klimawandel entbrennt ein 
Streit um die Deutungshoheit von nüchtern ge-
meinten wissenschaftlichen Befunden» (Ta vom 
16.8.19, Seite 3).
«Die Böden sind komplett überdüngt, selbst die 
Wälder.» Warum wohl???
Es liessen sich noch mehr solche Beispiele auf-
zählen!

Da wird nun also demonstriert, hitzig politisiert, 
gemahnt, Deutungshoheit reklamiert, gestritten, 
und während der ganzen Angstmacherei (nicht 
ganz zu Unrecht ja, ) und Streiterei werden wei-
ter Wälder abgeholzt, Grünflächen verbaut, Silos 
für anonyme Massengesellschaften aufgestellt, 
um vermeintlich der unaufhaltsamen Entwick-
lung Herr oder Dame zu werden.
Und im Hintergrund, brodelt die Ursache aller 
Überforderung und des Missbrauchs unseres 
Lebensraums Erde ungehemmt weiter:

Jeden Tag sind 220’000 Menschen mehr auf 
dieser Erde, in zehn Tagen sind es 2,2 Millionen, 
in einem Monat 6,6 Millionen und in einem Jahr 
80 Millionen.
Und alle haben ein Anrecht auf Nahrung, Was-
ser, Energie, Gesundheit, Platz zum Leben usw.
Und da glauben all die grünen Bewegungen und 
Clubs, bzw. die geneigten Wirtschaftsparteien 
– mit ein bisschen CO2-Steuer, Verteuerung des 

echt grün!
Speichert Regenwasser, speist Grundwas­
ser, absorbiert Sonnenenergie, Umwandlung 
in Chlorophyll, Produktion von Sauerstoff, 
Bindung von CO2, hält Boden kühl 
(Klöntalersee)

Linkes Bild = Klimaschutz

und hier?
– das genaue Gegenteil

verdichtetes Bauen als Lösung der unnatür­
lich schnell wachsenden Bevölkerung.
(u.a. auch eine von Bundesrätin Sommaruga 
vorgeschlagene «Lösung») (Hochhaus in 
Bern Bethlehem)

Rechtes Bild = Klima- und Umweltfrevel!

Benzins usw. liesse sich ja nicht nur das Klima-
problem, sondern die ganzen Versorgungs- und 
Entsorgungs- Teufelskreise in den Griff bekom-
men.
Und dazu die Drohung der Ikone Pippi Grün-
strumpf: «Ich will, dass ihr in Panik geratet».

Und wir Schweizer gehen da noch mit schlech-
tem Beispiel voran, der ökologische Fussab-
druck (aber zählt doch mal die Fussabdrücke!) 
der Schweiz ist 4,5 mal zu gross. Das weiss 
man eigentlich schon lange – und was heisst 
das genau?
Die Schweiz würde Lebensraum bieten für ca. 
1,5 Millionen Menschen. Eine frühere ame-
rikanische Studie kam netto auf ca 900’000 
Menschen; Bei sicherer Selbstversorgung mit 
allem Notwendigen. Mit modernen Technolo-
gien (da meine ich nicht die überdüngten Bö-
den!) kann man zugegebenermassen noch ein 
bisschen schummeln oder heraufhandeln. Das 
würde bedeuten: Die Schweiz ist ein Auswan-
derungsland!
Das geht nicht – also heisst es: Stopp der Mas-
seneinwanderung. Und Umschichtung von ein-
wanderungsbedingten Staatsausgaben im gros-
sen Stil, zu den Ländern mit dem Hauptproblem 
Bevölkerungsexplosion (Hauptsächlich in Afri-
ka, aber auch Indien). 

Familienplanung – Aufbau von regionalen Wirt-
schafts- und Versorgungs-Strukturen usw. Die 
Gesellschaft ecopop.ch realisiert mit ihren be-
scheidenen finanziellen Mitteln bereits lokal sol-
che Projekte in Afrika (Togo).
ECOPOP stellt die Frage: Wie viele Menschen 
erträgt die Erde?
Allein Afrikas Bevölkerung wird sich bis im 
Jahr 2050 auf über zwei Milliarden Menschen 
verdoppeln.
240 Millionen Paare leben weltweit ohne Zu-
gang zu Verhütungsmitteln.

Haben Greta Thunberg und all die jugendlichen 
Demonstranten eine Ahnung von all diesen er-
schlagenden Tatsachen und ihren Folgen? Oder 
haben sie grüne Sponsorenschleier vor den Au-
gen?

Wenn die Hähne 
krähen…
EU-Kommissar Johannes Hahn, empfindet kei-
ne Scham, uns zu drohen ohne Fug, für die 
Schweiz: «einen Schuss vor den Bug».
Das sind unschöne Worte, der übelsten Sorte!
Auf den Druck einzugehen durch Ultimaten, ist 
den Schweizer Verhandlern dringend abzuraten!
Wenn mehrere EU-Stimmen gegen die Schweiz 
erkrähen, so zeigt dies, wie diese uns, unser 
politisches System verschmähen.
Mit erhobenem Haupt ist in Brüssel zu erklären 
unser Land, von Mitentscheidung der Bevölke-
rung und unserem Verstand!
Gegen die Schweiz verhängte Bürokratie-Sank-
tionen sind ein Eigentor gegen EU-Partner und 
Geschäftspersonen!

Marcus Stoercklé jun., Politikbeobachter, 
4052 Basel

Leserbrief
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Buchvorstellung

Rudolf Minger (1881–1955) wollte Bauer sein und bleiben – 
Stattdessen wurde er Bundesrat und bereitete die Schweiz 
auf den Zweiten Weltkrieg vor
Mit Staatsmann könnte der Buchtitel ergänzt 
werden, denn Rudolf Minger hat sich von 
1930 bis 1940 um die bewaffnete Neutralität, 
Sicherheit, Unabhängigkeit und den Wehr-
willen der Schweiz und ihrer Milizarmee blei-
bende Verdienste erworben.

Sein Vorgänger als Vorsteher des Eidgenössi-
schen Militärdepartementes (EMD) von 1920 
bis 1929 war der im Amt verstorbene Berner 
Rechtsanwalt und Artillerie-Oberstleutnant Karl 
Scheurer (1872–1929; FDP): «Dürfen wir unser 
Vaterland verteidigen?» Er musste sich nach 
dem Ersten Weltkrieg insbesondere mit der ar-
meefeindlichen Haltung der Sozialdemokraten 
und bürgerlicher Pazifisten auseinandersetzen.
Ihm folgte als erster Vertreter der 1918 durch 
ihn gegründeten Bauern-, Gewerbe- und Bür-
gerpartei (BGB) und als Markstein auf dem 
Pfad zur Konkordanzdemokratie der einstige 
Bauernbub Minger aus Mülchi im bernischen 
Seeland- 158 Zentimeter gross, 48-jährig, ver-
heiratet, zwei Kinder, Sekundarschulabschluss, 
ohne Berufslehre und Gymnasium. Er war ge-
wesener Partei-, Fraktions- und Nationalratsprä-
sident, Oberst und Kommandant des Berner In-
fanterieregiments 15. Als politisches Naturtalent 
und Schwergewicht machte er nicht vorhandene 
akademische Kenntnisse mehr als wett mit Intel-
ligenz, bäuerlicher Schlauheit, Gestaltungswille 
sowie mit Beharrlichkeit und Leidenschaft für 
das Land. Er verstand und redete auf deutsch und 
schulfranzösisch die Sprache des Volkes.

Der Autor fasst Mingers grösste Leistung zu-
sammen, «für die er zu Recht in die Schweizer 
Geschichte eingegangen ist – und darüber ist 
man sich heute von links bis rechts völlig einig». 
Er habe frühzeitig vor dem Zweiten Weltkrieg 
die politische Situation und die Bedrohungslage 
in Europa richtig beurteilt «und mit der «Popula-
risierung» der militärischen Landesverteidigung 

dafür gesorgt hat, dass die Armee [...] soweit auf-
gerüstet wurde, dass sie, im Verbund mit anderen 
Mitteln der Sicherheitspolitik [...] den ihr zuge-
dachten Auftrag erfüllen konnte – nämlich das 
Territorium vor Übergriffen fremder Armeen zu 
schützen und Freiheit, Demokratie und Neutrali-
tät der Eidgenossenschaft über die Kriegsjahre 
hinweg sicherzustellen.» Schwerpunkte waren 
die Flugzeugbeschaffung und 1936 die um rund 
100 Millionen überzeichnete Wehranleihe von 
235 Millionen Franken.
Es sei Minger hoch anzurechnen, so der Autor, 
dass er die Wahl von Henri Guisan zum General  
«ohne politische Zerwürfnisse» und mit «glück-
licher Hand» zustandegebracht habe. Voraus-
gegangen waren «heftige Angriffe und Intrigen 
von hohen Offizieren und Politikern [...] wegen 
der Reorganisation der Armeeleitung», wie Min-

ger über das Jahr 1938 schrieb: «Es war das 
schwerste meines Lebens.»
Konrad Stamm veranschaulicht faktentreu und 
kenntnisreich in einem spannend zu lesenden, 
und umfassend ausgestatteten Werk einerseits 
zehn Jahre Schweizer Vorkriegsgeschichte. Er 
würdigt andererseits die ausserordentliche Lauf-
bahn einer hervorragenden Persönlichkeit (mit-
samt «Minger-Witze»), ohne deren persönliche, 
familiäre und politische Schattenseiten auszu-
blenden, zum Beispiel sein Rücktritt im Jahre 
1940. Ins Auge springen das dem EMD/VBS 
innewohnende ewige Spannungsfeld zwischen 
Politik und Armeespitze, zum Beispiel bei der 
Streitfrage «Friedensgeneral», sowie die Vortei-
le militärischer Fachkenntnisse und Führungs-
praxis eines schweizerischen Verteidigungsmi-
nisters.

Heinrich L. Wirz

Konrad Stamm: Minger – Bauer, Bundesrat
– Die aussergewöhnliche Karriere des Rudolf 
Minger aus Mülchi im Limpachtal.
432 Seiten, 98 Abbildungen schwarz/weiss, Ver-
zeichnisse, gebunden.
Verlag Neue Zürcher Zeitung, Zürich 2017.
ISBN 978-3-03810-284-7
Verkaufspreis Fr. 48.–

«Von einer schweizerischen Abrüstung  
wird die übrige Welt in dem Sinne Notiz  
nehmen, dass man sich darüber wundert 
und sagen wird, man hätte geglaubt, die 

Schweizer wären gescheitere Leute.»

Rudolf Minger
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Leserbrief

Wieder einmal wird das Problem Wolf von der 
Regierung verharmlost! Es ist wie beim Coro-
navirus, zuerst das Problem verharmlosen und 
dann chaotisch reagieren und das Volk jeden Tag 
neu anlügen. Ein einzelner Wolf ist noch keine 
grosse Gefahr, doch wenn sich dann ein Rudel 
bildet, könnte ein Problem auftauchen. Auf dem 
Land gehen die Kinder noch zu Fuss in die Schu-

le, in der Stadt werden sie mit dem Fahrzeug zur 
Schule gebracht. Muss zuerst etwas schreck-
liches geschehen, damit die Regierung reagiert?

Heinz Gerber, Thun

Das Problem verharmlost
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Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Kryptorchid
Frage: «Vor einer Woche habe ich mir meinen 
ersten eigenen Hund gekauft. Wie vom Züchter 
angewiesen wurde, war ich gestern mit meinem 
Welpen Leo (Rüde) beim Tierarzt für die zweite 
Grundimmunisierungsimpfung. Nachdem er 
Leo untersucht hatte, teilte er mir mit, dass er 
ein Kryptorchid sei. Leider bin ich zu unerfah-
ren, um schon beim Kauf darauf zu achten. Ist 
dieses ein häufiges Problem und wie schlimm 
ist denn das?»

Herr R. Erni, Liebefeld

Lieber Herr Erni
Beim Kauf eines Welpen gibt es einiges zu be-
achten, was auch ein Nicht-Tierarzt auf die 
Schnelle überprüfen kann. Dazu gehören si-
cher mal zwei einfache Handgriffe. Der Erste 
ist das Streichen über den Bauchnabel. Ist 
dieser flach, ist alles gut. Spürt man aber eine 
hervorstehende weiche Beule von Bohnen- bis 
Taubeneigrösse, weisst dieses auf einen Nabel-
bruch hin. Bei einem Rüden ist der zweite Griff 
an die Hoden, ob beide fühlbar sind.

Bei unseren Haustieren reifen die weibli-
chen Eierstöcke und die männlichen Hoden 
im Bauch, nahe den Nieren gelegen, heran. 
Beim Rüden wandern die Hoden zur Geburt 
Richtung Leistengegend und verlagern sich 
endgültig nach Aussen in den Hodensack wäh-
rend der ersten 8 – 12 Lebenswochen. Mit dem 
Wachstum des Welpen wird danach der Leis-
tenspalt zu eng für eine Passage des Hodens. 
Eine Störung des Hodenabstiegs (Kryptorchis-
mus) passiert also im Leistenbereich (inguina-
ler Kryptorchid) oder bereits schon im Bauch-
raum (abdominaler Kryptorchid). Betroffen 
sein kann einer oder sogar beide Hoden. Dies 
ist eine meist angeborene Fehlentwicklung, 
mindert den Wert des Hundes und führt in der 
Regel zum Zuchtausschluss bei Zuchttieren. 
Es ist aber nicht nur ein Schönheitsmakel, 
sondern kann auch gefährlich werden für den 
Hund, da es das Tumorrisiko um das 13-fache 
erhöht. Auch kann es in, glücklicherweise, sel-
ten Fällen zu einer Hodenverdrehung (Torsion) 
kommen, welche im Bauchraum schlimmsten-
falls zu einer lebensbedrohenden Verdrehung 
mit den Gedärmen führen kann.

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

Der feststeckende Hoden sollte also in jedem 
Fall entfernt werden. Vom korrekt abgestiegen 
Hoden geht kein erhöhtes Risiko aus, daher 
kann dieser dem Hund erhalten bleiben oder 
ebenfalls bei der Entfernung des kryptorchiden 
Hodens herausgenommen werden. Die Entfer-
nung des kryptorchiden Hodens sollte inner-
halb der ersten 3 Lebensjahre erfolgen, um 
einer möglichen Entartung zuvorzukommen. 

My Klenk, Tierärztin in der Kleintierpraxis 
Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40, 3007 Bern 

Von 
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktions­
chef SVP Stadt 
Bern

Die Stadt Bern will nicht sparen!

Bei der Velobrücke darf munter teuer weiter-
geplant werden. Trotz der hohen Defizite und 
zusätzlich erwarteten massiven Steuerausfälle 
wegen Corona lehnte der Stadtrat am 11.6.2020 
die Motion der SVP Fraktion (Feuz/Gränicher/
Weyermann) vom 23.1.2020 Millionendefizit: 
auf die weitere Planung der Velobrücke sei zu 
verzichten, deutlich ab. 
Die grossmundig angekündigten Sparanstren-
gungen des Gemeinde- und Stadtrates haben 
sich einmal mehr als reine Lippenbekenntnisse 
entpuppt. 

Die Fraktionsmotion SVP (Feuz/Weyermann 
Einführung eines sofortigen Stellenmorato-
riums) wurde vom Ratsbüro nicht einmal als 
dringlich erklärt. Der Vorstoss muss nicht mehr 
rasch behandelt werden, d.h. wenn die Motion  
in ca. zwei Jahren im Stadtrat traktandiert ist, 
werden die vielen unnötigen Anstellungen vor-

genommen sein und der Steuerzahler muss wie-
der einmal mehr die fatalen Folgen der sinnlosen 
Aufblähung des Budgets tragen

Reithalle: Der Rechtsstaat gibt aus 
Angst vor radikalen Aktivisten auf…
Trotz gefühlt 14 gescheiterten Mediationsver-
suchen, der Einsetzung eines zusätzlichen Care 
Teams, der Aufhebung der vielen Parkplätze 
und dem damit einhergehenden Verzicht auf Fr. 
600’000 Gebühreneinnahmen pro Jahr muss der 
Versuch der Zwischennutzung auf dem Vorplatz 
der Reithalle bereits wieder beendet werden. 
Obschon der Verfasser frühzeitig den Gemein-
derat im Stadtrat darauf hinwies, dass für die 
geplanten Bauten sicher eine Baubewilligung 
nötig sein werde und die betroffenen Anwohner 
diese anfechten werden, sah der Gemeinderat 
dies leider anders. Die «Bauten» müssen nun 
aufgrund der Gesetzeslage alle entfernt wer-
den. Von den gesprochenen Fr. 450’000 für 
die Zwischennutzung sollen offenbar nur noch 
Fr. 100’000 vorhanden sein. Der Steuerzahler 
und die Anwohner, die monatelang unter den  
Zusatzbelastungen leiden mussten, sind die ge-
prellten. Auch die Polizei musste feststellen, 
dass sich die Zustände seit Einführung der Zwi-
schennutzung eher noch verschlechtert haben! 
Gleichwohl wird neu weiter geplant und von den 
Behörden ein Ausweg gesucht, die rechtlichen 
Einsprachemöglichkeiten «legal» umgehen zu 
können.

Die Gewerbepolizei kann aus «Eigenschutz» nur 
zusammen mit der Kantonspolizei die nötigen 
Kontrollen in der Reithalle durchführen. Auch 
diese Beamten müssen sich zuvor anmelden. 
Die Reitschule wird somit unverdientermassen 
praktisch nie von der Gewerbepolizei kontrol-
liert! Die Gewalt obsiegt, der kleine Gewerbler 
wird  aber bestraft.

Mit Befremden musste der Verfasser bei der 
Durchsicht seiner kleinen Anfrage zur Kenntnis 
nehmen, dass auch die Denkmalpflege von sich 
aus keine Kontrollen in den Räumlichkeiten 
der Reithalle vornimmt und nur bei formellen 
Anzeigen einschreitet. Dagegen muss ein Wirt, 
der in seinen Räumlichkeiten bauliche Verände-
rungen vornimmt, immer damit rechnen, dass 
die Denkmalpflege bei zufälligem Entdecken 
auf einem Kontrollgang einschreitet. Der Ver-
fasser möchte die Zustände bei der für Millio-
nen renovierten, unter der höchsten Schutzstufe 
gestellten Reithalle nur zu gerne untersuchen, 
um zumindest die Denkmalpflege hier zum Ein-
schreiten zu veranlassen. Leider ist gegen ihn 
und sämtliche aktiven SVP Politiker ein Haus-
verbot ausgesprochen worden. Der Stadtrat sieht 
gleichwohl keinen Grund, den Leistungsvertrag 
zu künden.

Es wäre nun zu hoffen, dass der Kanton end-
lich einschreitet und den gesetzlichen Zustand 
wiederherstellt.  
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Spende der Berner-Logen der Odd Fellows
Dank dem Engagement vieler freiwilliger Hel-
ferinnen und Helfer wird der Samaritergedanke 
jeden Tag gelebt. Die Samaritervereinigung der 
Stadt Bern wurde vor über 100 Jahren gegründet 
und ist ein politisch und konfessionell neutraler 
Verein. Ihr gehören zehn Samaritervereine aus 
der Stadt und Region Bern an. Via den Verband 
der Krankenmobilienmagazine ist die Samari-
tervereinigung seit 1947 als gemeinnützige Or-
ganisation steuerbefreit. Auch die Odd Fellows 
sind politisch, wirtschaftlich und konfessionell 
unabhängig und sind an keinerlei Fremdinter-
essen verpflichtet. Die Odd Fellows setzten sich 
für einen achtsameren Umgang miteinander ein. 
Dabei fangen die Mitglieder bewusst bei sich 
selbst an. Die Odd Fellows setzen sich indivi-
duell und in der Gemeinschaft mit dem Sinn des 
Lebens auseinander und nehmen sich bewusst 
Zeit für ihre persönliche Entwicklung.
Bei der Albrecht-Haller-Loge der Odd Fellows 
ging eine Spendenanfrage ein. Daraufhin wur-
den die zuständigen Stellen der Odd Fellows 
aktiv und organisierten für die Samariterver-
einigung einen geeigneten Neuwagen als Perso-
nentransporter. Das Fahrzeug im Wert von über 
CHF 30‘000 konnte angeschafft werden, dank 
der grosszügigen Spende, die auch durch das 

Streben nach Verbesserung der Gesellschaft der 
Odd Fellows möglich ist.
Die vereinigten Bernerlogen der Odd Fellows 
konnten nun den neuen Personentransporter als 
Spende der bernischen Samaritervereinigung bei 
der Bellwag Garage in Bern mit den vorge-
schriebenen Corona-Distanzen überreichen. Die 

festliche Einweihung mit einem Apéro erfolgt zu 
einem späteren Zeitpunkt.

Die Berner Odd Fellows: 
Fellenberg-Loge Nr. 3 
Albrecht Haller Loge Nr. 18 
Bubenberg-Loge Nr. 22
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Zuwanderung wieder selbst 
steuern

Stimmbürgerinnen und Stimmbürger können über die 
«Begrenzungsinitiative» abstimmen, dass die Schweiz 
als «freies und selbstständiges Land» seine Zuwande-
rung wieder selbst regeln kann. Seit der Einführung der 
Personenfreizügigkeit mit der EU im Jahre 2007 wan-
dern jährlich über 50’000 Personen aus EU-Staaten ein. 
Ältere Arbeitnehmer werden zunehmend durch jüngere, 
billigere Ausländer ersetzt. 

Negative Folgen einer un-
kontrollierten Einwanderung 
sind Realität

Die negativen Folgen sind präsent und nehmen stark 
zu: Zersiedelung, Kampf um Arbeitsplätze, Kampf um 
Löhne, Arbeitslosigkeit von über 50-Jährigen, Jugendar-
beitslosigkeit, Explosion der Infrastrukturkosten, grenz-
überschreitende Kriminalität, Dichtestress, Verdrängung 
einheimischer Arbeitskräfte, überfüllte Züge, Trams und 
Busse, verstopfte Strassen, Verlust von Werten und Tra-
ditionen, Explosion der Sozialhilfe- und Unterstützungs-
kosten und vieles mehr. 

Zahl der Muslime wächst 
brisant

Die Zahl der muslimischen Bevölkerung wächst doppelt 
so schnell wie die Weltbevölkerung. Rund 2,4 Milliarden 
Menschen oder 31,1 Prozent sind weltweit Christen, ge-
folgt von Muslime mit 24,9 Prozent, dann folgt die Grup-
pe der Konfessionslosen. 

«HALAL», Seelsorge in  
öffentlichen Institutionen

Das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft 
(SZIG) an der Universität Freiburg bietet ab Herbst 2020 
den Studiengang «Muslimische Seelsorge in öffentli-
chen Institutionen» an. Das Angebot richtet sich an in-
teressierte Imame. Der Kurs wird vorerst auf Deutsch 
durchgeführt und vom Bundesamt für Justiz finanziell 
unterstützt. 

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–.
l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

l  Bestellung Buch Rudolf Minger Fr. 48.– (Buchvorstellung Seite 5)

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 41 61� www.pikom.ch
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✁

AHV statt Migran-
ten unterstützen

Die Europäische Grenzschutzbehörde 
«Frontex» sollte Europa von illegalen 
Einwanderern schützen. Sie zählt 1’500 
Mitarbeiter, soll auf 10’000 Mann aufge-
stockt werden. Die Kosten betragen für 
die Schweiz 14 Millionen Franken, eine 
Erhöhung auf 70 Millionen ist geplant. 
Bei den so genannten Flüchtlingen 
handelt es sich weitgehend um Leute, 
die nur auf unsere Kosten besser leben 
wollen. Nicht wenige werden straffällig. 
Statt Milliarden für Entwicklungshilfe 
und unerwünschte Migranten auszu-
geben, sollte besser die AHV saniert 
werden. Schweizer, die ein Leben lang 
einbezahlt haben, haben nun Anrecht 
auf eine anständige Rente. 

NEIN zur EU-Personenfreizü-
gigkeit, JA zur Begrenzungs-
initiative

Die Schweiz ist halb so gross wie Österreich, hat aber 
gleich viele Einwohner. Innerhalb 13 Jahren sind eine 
Million Menschen in die Schweiz eingewandert. Noch 
einmal eine Million mehr in den nächsten 10 Jahren ver-
kraftet unser Land nicht. Damit die Schweiz «Schweiz» 
bleibt und unseren Nachfahren erhalten bleibt: JA zur 
Begrenzungsinitiative! 

123’112 Franken pro Jahr 
beträgt der durchschnittliche 
Brutto-Lohn eines Bundesan-
gestellten

Zulagen und Prämien nicht eingerechnet. Die Bezüge 
der 37’000 Angestellten steigen jährlich zuverlässig um 
1,5 bis 4,0 Prozent. 

Abstimmung «Begrenzungs-
Initiative» wegen Corona- 
Pandemie verschoben, 
wahrscheinlich auf  
27. September

Die Bundesratsmehrheit steht für diese Abstimmung auf 
der Seite der Initiativgegner. Im Vertrag über die Per-
sonenfreizügigkeit steht ausdrücklich, dass jeder Ver-
tragspartner jederzeit das Recht hat, die Gegenseite zu 
Neuverhandlungen einzuladen. Wenn die Schweiz dies 
fordert, hat das nichts, auch gar nichts mit Vertragsauf-
kündigung zu tun. Masseneinwanderung ist zu stoppen: 
JA zur Begrenzungsinitiative! 

Nach längerer Irrfahrt über 
das Mittelmeer, können 
mehr als 500 Flüchtlinge an 
Land

Italien und Malta haben zwei Rettungsschiffe in siche-
re Häfen zugewiesen. Zuvor hatten sich verschiedene 
EU-Länder bereit erklärt, einen Teil der Menschen auf-
zunehmen. 

PIKOM fordert endlich 
Massnahmen gegen die bru-
tale grenzüberschreitende 
Kriminalität

Schengen, das EU-Prinzip der offenen Grenzen hat 
den Menschen in der Schweiz nicht mehr Sicherheit, 
sondern mehr brutale Kriminalität gebracht. Darunter 
leiden vor allem die Menschen in der Grenzregion. Der 
Bundesrat bestreitet eine Verschlechterung der Sicher-
heitslage. PIKOM ist ob diesem Verhalten konsterniert 
und kämpft weiter für mehr Sicherheit. Der Bundesrat 
muss endlich seine Kernaufgabe wahrnehmen und die 
Menschen in der Schweiz effizient schützen.


